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Der Bundesminister des Auswärtigen 

991 - 86.13 


Bonn, den 16. Dezember 1959 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Empfehlung Nr. 35 der Versammlung der Westeuro- 

päischen Union über den derzeitigen Stand der 
Europäischen Sicherheit 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Heye, Dr. Kliesing 
(Honnef), Gerns, Dr. Mende und Genossen 
— Drucksache 1354 — 


Die Kleine Anfrage beantworte ich im Einvernehmen mit dem 
Herrn Bundesminister für Verteidigung wie folgt: 

Die Fragen 1 bis 3 der Kleinen Anfrage stimmen im wesent- 
lichen mit den Punkten 1. d), e) und f) der in der Kleinen 
Anfrage erwähnten Empfehlung Nr. 35 der Versammlung der 
WEU überein, die sidi allerdings in erster Linie auf See- 
streitkräfte bezieht. Zu dieser Empfehlung hat der Rat der 
WEU der Versammlung der WEU eine Antwort übermittelt, 
die dem Bundestag durch seine Vertreter in der WEU-Ver- 
sammlung zur Kenntnis gebracht worden sein dürfte. Diese 
Antwort ist unter Mitwirkung des Vertreters der Bundes- 
regierung ausgearbeitet worden und stellt den gemeinsamen 
Standpunkt der im WEU-Rat vereinigten Regierungen der 
Mitgliedstaaten der WEU dar. Soweit die Kleine Anfrage 
daher mit der Empfehlung Nr.35 sinngemäß übereinstimmt, kann 
die Bundesregierung auf die vom Rat der WEU gegebene 
Antwort verweisen. 

Zu 1. 

Die Antwort des WEU-Rats auf 1. d) der Empfehlung Nr.35 
lautet: 

„Der Rat verweist auf die Antwort, die er in seinem Vierten 
Jahresbericht auf die Empfehlung Nr. 28 der Versammlung 
erteilt hat. Die Initiative für die Verwendung sämtlicher 
Kernwaffen durch die NATO-Streitkräfte ist den Obersten 
Befehlshabern Vorbehalten, die nach politischen Weisungen 
handeln. Es ist aber, wie der Rat festgestellt hat, nicht 
zweckmäßig, im voraus die Bedingungen genau zu bestimmen, 
unter welchen diese Befugnis ausgeübt würde, da dies einem 
möglichen Angreifer Vorschub leisten würde." 
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Die vorstehend erwähnte Antwort des Rates auf die Empfeh- 
lung Nr. 28 der Versammlung der WEU hat folgenden 
Wortlaut: 

„Der Rat kann bestätigen, daß die Befugnis zur Genehmigung 
des ersten taktischen Einsatzes von Kernwaffen innerhalb 
des Europäischen Befehlsbereichs bei SACEUR liegt, der nach 
politischer Weisung des Nordatlantikrats handelt. 

Es ist nicht ratsam, die Voraussetzungen, unter denen diese 
Befugnis ausgeübt würde, bekanntzugeben; damit würde 
einem möglichen Angreifer Vorschub geleistet." 

Die Bundesregierung hat dieser Stellungnahme nichts hinzu- 
zufügen. 

Zu 2. 

Die Antwort des WEU-Rats auf 1. e) der Empfehlung Nr. 35 
lautet; 

„Seit mehreren Jahren überprüfen die militärischen Stellen 
der NATO die Befehlsstruktur der NATO-Marinekommandos 
mit dem Ziel, deren Wirksamkeit zu erhöhen. Die haupt- 
sächlichen Schwierigkeiten bestehen darin, die nationalen 
Interessen in den betreffenden Gebieten mit den Erforder- 
nissen der Allianz in Einklang zu bringen." 

Die Bundesregierung ist bereit, jeder Neugliederung der 
augenblicklichen Kommandostruktur der NATO ihre Zustim- 
mung zu geben, die geeignet ist, die Abwehrkraft der NATO 
zu steigern. Dies gilt insbesondere auch für den mitteleuropä- 
ischen Raum. Einer Anregung von deutscher Seite bedarf 
es nicht, da die zuständigen Stellen der NATO laufend ent- 
sprechende Überlegungen anstellen. 

Zu 3. 

Die Antwort des WEU-Rats auf 1. f) der Empfehlung Nr. 35 
lautet : 

„Die Logistik und die Infrastruktur müssen, obwohl sie ver- 
wandte Gebiete sind, getrennt betrachtet werden. Die „Stan- 
ding Group" ist sich darüber einig, daß ein gemeinsames 
logistisches System für alle Seestreitkräfte theoretisch höchst 
wünschenswert ist; aus diesem Grunde sind die militärischen 
Stellen laufend damit befaßt, Empfehlungen an den Militär- 
ausschuß zur stärkeren Beachtung dieses Grundsatzes auszu- 
arbeiten. Es ist klar, daß viel davon abhängt, welchen Grad 
die Standardisierung der Ausrüstung erreicht hat, wo sich die 
Hilfsquellen und Transporteinrichtungen der einzelnen Staaten 
befinden und daß gewisse Unterschiede, die zwischen den 
logistischen Systemen der einzelnen Staaten bestehen, be- 
reinigt werden. 

Das Infrastruktur-Programm wird, soweit es die Seestreitkräfte 
der NATO betrifft, so schnell durchgeführt, wie finanzielle, 
politische und militärische Erwägungen es zuiassen." 
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Diese Antwort gilt sinngemäß auch für die übrigen den 
alliierten Kommandostellen unterstellten Streitkräfte. 

Die Bundesregierung hat im übrigen seit ihrem Beitritt das 
in der NATO seit 1951 bestehende System der gemeinsamen 
Infrastruktur voll unterstützt. Wesentliche Teile davon sind 
bereits voll entwickelt; es ist notwendig und geplant, das 
System noch weiter auszubauen. Die Arbeiten daran machen 
Fortschritte. Die Bundesregierung tritt in den zuständigen 
Gremien der NATO und der WEU für eine möglichst weit- 
gehende Standardisierung von Waffen und Geräten ein, weil 
die Vorteile der Standardisierung insbesondere auf logisti- 
schem und industriellem Gebiet auf der Hand liegen. 

Zu 4. 

Die A.uffassungen der Bundesregierung über die Möglichkeiten, 
der Empfehlung Nr, 35 Rechnung zu tragen, sind in der Antwort 
des Rates der WEU an die Versammlung enthalten. Die 
Bundesregierung hat dem nichts hinzuzufügen. 

Die Bundesregierung ist der Meinung, daß es die Absicht 
der Versammlung der WEU bei Beschlußfassung über die 
Empfehlung Nr. 35 war, auf eine Verstärkung der konven- 
tionellen Streitkräfte hinzuwirken. Eine Verstärkung der 
Schildstreitkräfte der NATO erscheint erforderlich, damit sie 
ihre Abschreckungsfunktion auch gegenüber begrenzten An- 
griffen erfüllen. Das bedingt ihre Ausstattung mit taktischen 
atomaren Waffen. Ob durch zahlenmäßige Vermehrung der 
konventionellen Streitkräfte begrenzte Aktionen des Gegners 
ohne sofortige Anwendung nuklearer Waffen verhindert 
werden könne, wird von Ziel, Kraft und Umfang des feind- 
lichen Angriffs abhängen. 


In Vertretung 

Knappstein 
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